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1 Geltungsbereich 

a) Die Beförderungsbedingungen der RMV gelten auf allen Linien- und Linienabschnitten  
außerhalb von Verkehrsverbünden und Tarifgemeinschaften.  

b) Der Fahrgast erkennt mit dem Betreten des Fahrzeuges die Beförderungsbedingungen als 
rechtsverbindlich an; sie werden Bestandteil des Beförderungsvertrages. 

2 Anspruch auf Beförderung 

a) Anspruch auf Beförderung besteht, soweit nach den Vorschriften des Personenbeförde-
rungsgesetzes und aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften eine Beförde-
rungspflicht gegeben ist. Sachen und Tiere werden nur nach Maßgabe von Ziffer 11 und 12 
befördert. 

b) Kinder in Kinderwagen werden in Begleitung einer Aufsichtsperson befördert, soweit die Be-
schaffenheit des Fahrzeuges dies zuläßt. Die Entscheidung über die Beförderung liegt beim 
zuständigen Fahr- oder Aufsichtspersonal (in Folge „Personal“ genannt). 

3 Von der Beförderung ausgeschlossene Personen 

a) Personen, die eine Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung des Betriebes oder für die Fahr-
gäste darstellen, sind von der Beförderung ausgeschlossen. Soweit diese Voraussetzungen 
vorliegen, sind insbesondere ausgeschlossen: 

 Personen, die unter dem Einfluß alkoholischer Getränke oder anderer berauschender Mittel 
stehen, 

 Personen mit ansteckenden Krankheiten, 

 Personen mit Schußwaffen, es sei denn, daß Sie zum Führen von Schußwaffen berechtigt 
sind. 

b) Über den Ausschluß von der Beförderung entscheidet das Personal. Auf seine Aufforderung 
hin ist das Fahrzeug bzw. die Betriebsanlage zu verlassen. 

 

c) Nicht schulpflichtige Kinder vor Vollendung des 6. Lebensjahres können von der Beförderung 
ausgeschlossen werden, sofern sie nicht auf der ganzen Fahrtstrecke von Personen begleitet 
werden, die mindestens das 6. Lebensjahr vollendet haben. Kinder bis zum vollendeten 3. Le-
bensjahr werden nur in Begleitung einer Aufsichtsperson befördert. Abweichende vertragliche 
Regelungen zugunsten Dritter mit Trägern nach dem Kindertagesstättengesetz und dem Schul-
gesetz bleiben unberührt. 

4 Verhalten der Fahrgäste 

a) Fahrgäste haben sich bei der Benutzung der Betriebsanlagen und Fahrzeuge so zu verhalten, 
wie es die Sicherheit und Ordnung des Betriebes, ihre eigene Sicherheit und die Rücksicht auf 
andere Personen gebieten. Anweisungen des Personals ist zu folgen. 

b) Fahrgästen und anderen Personen ist insbesondere untersagt: 

 sich während der Fahrt mit dem Fahrzeugführer zu unterhalten, 

 die Türen während der Fahrt und außerhalb der Haltestellen eigenmächtig zu öffnen, 

 Gegenstände aus den Fahrzeugen zu werfen oder herausragen zu lassen, 

 während der Fahrt auf- oder abzuspringen, 

 ein als besetzt gekennzeichnetes Fahrzeug zu betreten, 

 die Benutzbarkeit der Betriebseinrichtungen, der Durchgänge und der Ein- und Ausstiege zu 
beeinträchtigen, 
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 in den Fahrzeugen zu rauchen, 

 Tonwiedergabegeräte, Rundfunkgeräte, Musikinstrumente oder lärmende Gegenstände zu 
benutzen, 

 in Fahrzeugen und Haltestellenanlagen mit Fahrrädern, Rollschuhen, Skateboards oder 
dergleichen zu fahren, 

 in den Fahrzeugen offene, zum sofortigen Verkehr bestimmte Eßwaren (z. B. Speiseeis, 
Pommes Frites, Hähnchen usw.) oder sonstige Gegenstände mitzunehmen, die zur Verun-
reinigung von Kleidungsstücken der Fahrgäste und der Wageneinrichtungen führen. 

c) Die Fahrgäste dürfen die Fahrzeuge nur an den Haltestellen betreten oder verlassen; Aus-
nahmen bedürfen der Zustimmung des Personals. Soweit besonders gekennzeichnete Eingän-
ge oder Ausgänge vorhanden sind, sind diese beim Betreten oder Verlassen der Fahrzeuge zu 
benutzen. Es ist zügig ein- und auszusteigen sowie in das Wageninnere aufzurücken. Wird die 
bevorstehende Abfahrt angekündigt oder die Tür vom Personal geschlossen, darf das Fahrzeug 
nicht mehr betreten oder verlassen werden.  

d) Zur Vermeidung von Unfällen ist jeder Fahrgast verpflichtet, sich im Fahrzeug stets einen 
festen Halt zu verschaffen. 

e) Soweit Kinder durch Erwachsene begleitet werden, obliegt diesen die Beaufsichtigung. Die 
Aufsichtspflicht der Erziehungsberechtigten nach §§ 1631, 832 BGB bleibt unberührt. Die Be-
gleiter haben dafür zu sorgen, daß Kinder die Sicherheit und Ordnung der Beförderung nicht 
stören. Insbesondere haben sie darauf zu achten, daß die Kinder nicht auf den Sitzplätzen knien 
oder stehen. Für die Benutzung von Linienfahrten bei der Kindergarten- und Schülerbeförderung 
nach § 11 KiTaG und § 56 SchulG können besondere Regelungen zwischen der RMV und den 
Trägern der Beförderung getroffen werden. 

f) Verletzt ein Fahrgast trotz Ermahnung die ihm obliegenden Pflichten nach den Absätzen a) bis 
e), kann er von der Beförderung ausgeschlossen werden. 

g) Bei Verunreinigung von Fahrzeugen oder Betriebsanlagen werden die von der RMV festge-
setzten Reinigungskosten erhoben; weitergehende Ansprüche bleiben unberührt. Muß der Be-
trag von der Verwaltung der RMV angefordert werden, so kann zusätzlich ein Bearbeitungsent-
gelt erhoben werden. 

h) Bei Straftaten und Ordnungswidrigkeiten hat das Personal nach § 229 BGB bzw. § 127 Ab-
satz 1 und 3 StPO das Recht, die Personalien festzustellen oder den Verursacher bis zum Ein-
treffen der Polizei festzuhalten. 

i) Beschwerden sind grundsätzlich - außer in den Fällen des § 6 Abs. f) und § 7 Absätze c) und 
d) - nicht an das Fahr-, sondern an das Aufsichtspersonal zu richten. Soweit Beschwerden nicht 
durch das Aufsichtspersonal erledigt werden können, sind sie unter Angabe von Datum, Uhrzeit, 
Wagen- und Linienbezeichnungen sowie möglichst unter Beifügung des Fahrausweises an die 
Verwaltung der RMV zu richten. 

Auf Verlangen hat das Personal Namen und Linien- bzw. Wagennummer und die für die Be-
schwerde zuständige Stelle anzugeben. 

j) Wer mißbräuchlich die Sicherungseinrichtungen betätigt, hat unbeschadet einer Verfolgung im 
Straf- oder Bußgeldverfahren und weitergehender zivilrechtlicher Ansprüche 15,00 € zu entrich-
ten. 

k) Der Verkauf oder das Anbieten von Waren sowie die Durchführung von Sammlungen in 
Fahrzeugen und Betriebsanlagen bedürfen der ausdrücklichen Genehmigung der RMV. Betteln 
ist untersagt. 

l) Die von den Fahrgästen durch Beschädigung der Fahrzeuge oder Betriebsanlagen verursach-
ten Kosten sind zu ersetzen. 

5 Zuweisung von Wagen und Plätzen 

a) Das Personal kann Fahrgäste auf bestimmte Wagen verweisen, wenn dies aus betrieblichen 
Gründen oder zur Erfüllung der Beförderungspflicht notwendig ist. 
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b) Das Personal ist berechtigt, Fahrgästen Plätze zuzuweisen. Anspruch auf einen Sitzplatz 
besteht nicht. Bei der Benutzung von Linienfahrten bei der Kindergarten- und Schülerbeförde-
rung nach § 11 KiTaG und § 69 SchulG können für Kinder Sitzplätze vorbehalten werden. So-
weit dies geschieht, sind die Sitzplätze zu benutzen.  

Wer vorbehaltene Sitzplätze ohne Befugnis in Anspruch nimmt, kann von der Beförderung aus-
geschlossen werden. Sitzplätze sind für Schwerbehinderte, Gehbehinderte, alte oder gebrechli-
che Personen, werdende Mütter und für Fahrgäste mit kleinen Kindern freizugeben.  

6 Beförderungsentgelte, Fahrausweise 

a) Für die Beförderung sind die festgesetzten Beförderungsentgelte zu entrichten; hierfür wer-
den Fahrausweise ausgegeben. Die Fahrausweise werden im Namen und für Rechnung der 
RMV verkauft. 

b) Der Fahrgast hat sich davon zu überzeugen, daß er den für die Fahrt richtigen Fahrausweis 
besitzt. Besitzt der Fahrgast beim Betreten des Fahrzeuges keinen für diese Fahrt gültigen 
Fahrausweis, hat er den erforderlichen Fahrausweis unverzüglich und unaufgefordert zu lösen. 

Der Verkauf von Fahrausweisen erfolgt über Verkaufsstellen, in Fahrzeugen und über Abonne-
mentverträge. 

Für Fahrausweise zu tariflichen Sonderregelungen werden die Verkaufsbedingungen von Fall zu 
Fall besonders geregelt. 

c) Benutzt der Fahrgast beim Betreten des Fahrzeugs einen Fahrausweis, der zu entwerten ist, 
hat er diesen dem Personal unverzüglich und unaufgefordert zur Entwertung auszuhändigen; in 
Fahrzeugen mit Entwertergeräten hat der Fahrgast den Fahrausweis unverzüglich zu entwerten 
und sich von der Entwertung zu überzeugen. 

d) Der Fahrgast muß bei Beginn der Fahrt im Besitz eines gültigen Fahrausweises sein. Der 
Fahrausweis ist dem Fahr- oder Aufsichtspersonal vorzuzeigen und bis zur Beendigung der 
Fahrt aufzubewahren. Auf Verlangen ist er dem Fahr- oder Aufsichtspersonal auszuhändigen. 

e) Kommt der Fahrgast seiner Pflicht nach den Absätzen b) bis d) trotz Aufforderung nicht nach, 
kann er von der Beförderung ausgeschlossen werden; die Pflicht zur Zahlung eines erhöhten 
Beförderungsentgeltes nach Ziffer 9 bleibt unberührt. 

f) Beanstandungen des Fahrausweises sind unverzüglich vorzubringen. Spätere Beanstandun-
gen bleiben unberücksichtigt. 

g) Fahrausweise gelten als Fahrpreisbestätigung. Das Bearbeitungsentgelt für eine schriftliche 
Fahrpreisauskunft ist der Preistafel zu entnehmen.  

7 Zahlungsmittel 

a) Das Fahrgeld soll abgezählt bereit gehalten werden. Das Fahrpersonal ist nicht verpflichtet, 
Geldbeträge über 10,- € zu wechseln und Ein- und Zweicentstücke im Betrag von mehr als 5 
Cent sowie erheblich beschädigte Geldscheine und Münzen anzunehmen. 

b) Soweit das Fahrpersonal Geldbeträge über 10,- € nicht wechseln kann, ist dem Fahrgast eine 
Quittung über den zurückbehaltenen Betrag auszustellen. Es ist Sache des Fahrgastes, das 
Wechselgeld unter Vorlage der Quittung bei der Verwaltung der RMV abzuholen. Auf Antrag 
wird der Betrag überwiesen. Ist der Fahrgast mit dieser Regelung nicht einverstanden, hat er die 
Fahrt abzubrechen. 

c) Beanstandungen des Wechselgeldes oder der vom Fahrpersonal ausgestellten Quittung 
müssen sofort vorgebracht werden. 

8 Ungültige Fahrausweise 

a) Fahrausweise, die entgegen den Beförderungsbedingungen oder den Tarifbestimmungen 
benutzt werden, sind ungültig und werden eingezogen; dies gilt auch für Fahrausweise, die 
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 nicht vorschriftsmäßig ausgefüllt sind und trotz Aufforderung nicht sofort ausgefüllt werden, 

 nicht mit einer gültigen Wertmarke versehen sind, soweit die Tarifbestimmungen eine sol-
che vorsehen, 

 zerrissen, zerschnitten oder sonst stark beschädigt, stark beschmutzt, unleserlich oder un-
erlaubt eingeschweißt oder laminiert sind, so dass sie nicht mehr geprüft werden können, 

 eigenmächtig geändert sind, 

 von Nichtberechtigten benutzt werden, 

 zu anderen als den zulässigen Fahrten benutzt werden, 

 wegen Zeitablaufs oder aus anderen Gründen verfallen sind, 

 ohne das erforderliche Lichtbild benutzt werden, 

 nur als Fotokopien vorgelegt werden. 

Das Fahrgeld für den ungültigen Fahrausweis wird nicht erstattet. 

b) Fahrausweise, die nur in Verbindung mit einem Berechtigungsausweis oder Personalausweis 
gelten, sind ungültig und können eingezogen werden, wenn dieser Ausweis auf Verlangen nicht 
vorgezeigt werden kann. 

9 Erhöhtes Beförderungsentgelt 

a) Ein Fahrgast ist zur Zahlung eines erhöhten Beförderungsentgeltes verpflichtet, wenn er 

 für sich und mitgeführte Sachen lt. 11 und 12 keinen gültigen Fahrausweis erworben hat, 

 für sich einen gültigen Fahrausweis erworben hat, diesen bei der Überprüfung jedoch nicht 
vorzeigen kann, 

 den Fahrausweis nicht oder nicht unverzüglich im Sinne von Ziffer 6 c) entwertet hat oder 
entwerten ließ oder 

 den Fahrausweis auf Verlangen nicht unverzüglich zur Prüfung vorzeigt oder aushändigt. 

Eine Verfolgung im Straf- oder Bußgeldverfahren bleibt unberührt. Die genannten Vorschriften 
werden angewendet, wenn das Beschaffen oder die Entwertung des Fahrausweises aus Grün-
den unterblieben ist, die der Fahrgast zu vertreten hat. 

b) In den Fällen des Abs. a) wird das doppelte Beförderungsentgelt erhoben, mindestens jedoch 
60,00 €. Hierbei kann das Beförderungsentgelt nach dem Ausgangspunkt der Linie berechnet 
werden, wenn der Fahrgast die zurückgelegte Strecke nicht nachweisen kann. Das Personal 
stellt über den bezahlten Betrag eine Quittung aus, die bis zum Verlassen des Fahrzeuges als 
Fahrausweis gilt. 

c) Kann das erhöhte Beförderungsentgelt nicht unverzüglich entrichtet werden, so erhält der 
Fahrgast nach Feststellung der Personalien eine schriftliche Zahlungsaufforderung. Das erhöhte 
Beförderungsentgelt ist binnen einer Woche an das Verkehrsunternehmen zu entrichten. Für 
jede schriftliche Zahlungsaufforderung wird ein Bearbeitungsentgelt in Höhe von 5,00 €

 
erhoben. 

d) Das erhöhte Beförderungsentgelt ermäßigt sich im Falle von 9 a) Nr. 2 auf 7,00 €, wenn der 
Fahrgast binnen einer Woche ab dem Feststellungstag bei der Verwaltung des Verkehrsunter-
nehmens nachweist, daß er zum Zeitpunkt der Feststellung Inhaber einer gültigen persönlichen 
Zeitkarte war. 

e) Bei der Verwendung von ungültigen Zeitkarten bleiben weitergehende Ansprüche des Unter-
nehmers unberührt. 
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10 Erstattung von Beförderungsentgelt 

a) Wird ein Fahrausweis nicht oder nur auf einem Teil der Strecke zur Fahrt benutzt, so wird das 
Beförderungsentgelt auf Antrag gegen Vorlage des Fahrausweises erstattet. Beweispflichtig für 
die Nichtbenutzung des Fahrausweises ist der Fahrgast. 

b) Für Einzelfahrkarten und Tageskarten wird der Fahrpreis nicht erstattet, es sei denn, das 
Verkehrsunternehmen hat die Nichtbenutzung oder Teilbenutzung zu vertreten. 

Eine Erstattung von Mehrfahrtenkarten für teilweise Nichtausnutzung wird nicht gewährt. 

Bei der teilweisen Nichtbenutzung von Abonnements wird ebenfalls kein Beförderungsentgelt 
erstattet. 

c) Wird eine Zeitkarte nicht oder nur teilweise benutzt, so wird das Beförderungsentgelt anteilig 
erstattet. Je Benutzungstag werden abgezogen: 

 bei wöchentlicher Geltungsdauer 25 % 

 bei monatlicher Geltungsdauer 5% 

 bei jährlicher Geltungsdauer 1/30 des auf monatliche Teilbeträge umgerechneten Beförde-
rungsentgeltes. Bei der teilweisen Nichtbenutzung von Abos wird das Beförderungsentgelt 
nur im Krankheitsfall erstattet. 

Für die Nachberechnung ist der Zeitpunkt der Rückgabe oder Hinterlegung des Fahrausweises 
oder das Datum des Poststempels der Übersendung maßgeblich. Ein früherer Zeitpunkt kann 
bei nicht übertragbaren Fahrausweisen nur berücksichtigt werden, wenn die Bescheinigung 
eines Arztes, eines Krankenhauses oder einer Krankenkasse über Reiseunfähigkeit oder Tod 
des Fahrgastes vorgelegt wird. Das Verlustrisiko beim Versand trägt der Kunde.  

d) Persönliche Zeitkarten werden nur mit einer mit Ausgehunfähigkeit verbundenen Krankheit 
von mehr als 7 Tagen erstattet. Dies muß durch ein ärztliches Attest oder durch die Bescheini-
gung eines Krankenhauses nachgewiesen werden. Bei Schülerjahreskarten wird der Fahrpreis 
auch erstattet, wenn ein Schüler die Schule oder den Wohnort wechselt oder aus der Schule 
ausscheidet. Die Erstattung kann nur vom Schulwegkostenträger gegen Rückgabe des Fahr-
ausweises beantragt werden. 

e) Die Ausschlußfrist für Anträge auf Erstattung beträgt drei Monate. 

f) Der Fahrgast hat als Entgelt für die Bearbeitung der Erstattung 10 % des zu erstattenden Be-
trages, mindestens 1,50 €, höchstens 5,00 € zu entrichten. Dieses wird von dem Erstattungsbe-
trag einbehalten. Der Erstattungsbetrag wird auf den nächsten durch 10 Cent teilbaren Betrag 
abgerundet. Wenn die RMV aufgrund besonderer Umstände die Erstattung zu vertreten hat, ist 
kein Entgelt zu entrichten. Im Krankheitsfall wird kein Entgelt erhoben. 

g) Bei Ausschluß von der Beförderung nach § 3 und bei eingezogenen Fahrausweisen besteht 
kein Anspruch auf Erstattung. 

11 Beförderung von Sachen 

a) Ein Anspruch auf Beförderung von Sachen besteht nicht. Handgepäck und sonstige Sachen 
werden bei gleichzeitiger Mitfahrt des Fahrgastes und nur dann befördert, wenn dadurch die 
Sicherheit und Ordnung des Betriebes nicht gefährdet und andere Fahrgäste nicht belästigt 
werden. 

Für die Zulassung von Fahrrädern zur Mitnahme gelten daneben besondere Bedingungen, die in 
den Tarifbestimmungen aufgeführt sind. 

b) Von der Beförderung sind gefährliche Gegenstände und Stoffe ausgeschlossen, insbesonde-
re: 

 explosionsfähige, leicht entzündliche, radioaktive, übel riechende oder ätzende Stoffe, 

 unverpackte oder ungeschützte Sachen, durch die Fahrgäste verletzt werden können, 

 Gegenstände, die über die Fahrzeugbegrenzung hinausragen. 
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c) Nach Möglichkeit soll das Personal dafür sorgen, daß Kinderwagen für mitreisende Kinder 
und Rollstühle von Gehbehinderten vorrangig mitgenommen werden können. 

d) Der Fahrgast hat mitgeführte Sachen so unterzubringen und zu beaufsichtigen, daß die Si-
cherheit und Ordnung des Betriebes nicht gefährdet und andere Fahrgäste nicht belästigt wer-
den können. Für Schäden an der Sache und sonstige Folgen durch unsachgemäße Unterbrin-
gung haftet der Fahrgast. 

e) Das Personal entscheidet im Einzelfall, ob Sachen zur Beförderung zugelassen werden und 
an welcher Stelle diese im Fahrzeug unterzubringen sind. 

12 Beförderung von Tieren 

a) Für die Mitnahme von Tieren gilt Ziffer 11 sinngemäß. 

b) Hunde werden nur unter Aufsicht einer hierzu geeigneten Person befördert. Hunde müssen 
im Einzelfall auf Verlangen des Personals einen Maulkorb tragen. 

c) Blindenhunde, die einen Blinden begleiten, sind stets zur Beförderung zugelassen. 

d) Sonstige Tiere dürfen nur in geeigneten Behältern mitgenommen werden. 

e) Tiere dürfen nicht auf Sitzplätzen untergebracht werden. 

13 Fundsachen 

Fundsachen sind gemäß § 978 BGB unverzüglich dem Personal abzuliefern. Eine Fundsache 
wird an den Verlierer durch das Fundbüro der RMV zurückgegeben. Sofortige Rückgabe an den 
Verlierer durch das Betriebspersonal ist zulässig, wenn er sich einwandfrei als Verlierer auswei-
sen kann. Der Verlierer hat auf Verlangen den Empfang schriftlich zu bestätigen. 

14 Haftung 

a) Die RMV haftet für die Tötung oder Verletzung eines Fahrgastes und für Schäden an Sachen, 
die der Fahrgast an sich trägt oder mit sich führt nach den allgemein geltenden Bestimmungen. 
Für Sachschäden haftet die RMV gegenüber jeder beförderten Person nur bis zum Höchstbe-
trag von 1.000 €; die Begrenzung der Haftung gilt nicht, wenn die Sachschäden auf Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit zurückzuführen sind. Bei einem von der RMV verursachten Verlust oder 
einer Beschädigung von Rollstühlen und anderen Mobilitätshilfen oder Hilfsgeräten umfasst die 
Entschädigung jedoch mindestens den Wiederbeschaffungswert oder die Reparaturkosten der 
verloren gegangenen oder beschädigten Ausrüstung oder Geräte. 

b) Für den Verlust oder die Beschädigung von Buskuriergut haftet die RMV bis höchstens 
50,00 € je Stück. 

15 Verjährung 

Ansprüche aus dem Beförderungsvertrag verjähren in zwei Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
der Entstehung des Anspruchs. 

Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemeinen Vorschriften. 

16 Ausschluß von Ersatzansprüchen 

a) Abweichungen von Fahrplänen durch Verkehrsbehinderungen, Betriebsstörungen oder -
unterbrechungen sowie Platzmangel und unrichtige Auskünfte begründen keine Ersatzansprü-
che. Es wird auch keine Gewähr für das Einhalten von Anschlüssen übernommen. 

b) Die RMV haftet nicht für Unrichtigkeiten im Fahrplan – mit Ausnahme der Fahrplanangaben 
an Haltestellen – und bei Ausfall von Fahrten, deren Ursache sie nicht zu vertreten hat.  


